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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Im Berichtsjahr kam es zu fünf Mutationen im Parlament. Für den in den Bundesrat
gewählten Ständerat Alain Berset (sp, FR) wurde Christian Levrat (sp, FR) gewählt (siehe
hier). Dessen Nationalratssitz erbte Ursula Schneider Schüttel (sp, FR). Zwei Räte
verstarben 2012 im Amt: Otto Ineichen (fdp, LU) und Peter Malama (fdp, BS). Ihre Sitze
übernahmen Peter Schilliger (fdp, LU) und Daniel Stolz (fdp, BS). Schliesslich musste
Bruno Zuppiger (svp, ZH) aufgrund einer Erbschaftsaffäre zurücktreten. Für ihn rutschte
Gregor Rutz (svp, ZH) nach. 1

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 10.10.2012
MARC BÜHLMANN

Auch 2014 kam es im Parlament zu einigen Mutationen. Insgesamt wurden im
Berichtsjahr elf neue Parlamentsmitglieder vereidigt. Tragisch war dies im Falle beider
Ständeräte aus dem Kanton Glarus. Für den 2013 überraschend verstorbenen Pankraz
Freitag (fdp, GL) und den 2014 zurückgetretenen und kurz darauf aufgrund seines
Krebsleidens aus dem Leben geschiedenen This Jenny (svp, GL) wurden in Ersatzwahlen
Thomas Hefti (fdp, GL) und Werner Hösli (svp, GL) als Nachfolger bestimmt (vgl. Kapitel
1e, Wahlen). Gleich vier Nationalräte rutschten aus dem Kanton Zürich nach: Christoph
Blocher (svp, ZH) und Hans Kaufmann (svp, ZH) wollten eigentlich jüngeren SVP-
Mitgliedern Platz machen, aber Ernst Schibli (svp, ZH; Jahrgang 1952), der 2011 nach 10
Jahren nicht mehr in den Nationalrat gewählt worden, aber erster Ersatz auf der SVP-
Liste war, entschied sich für eine Rückkehr nach Bern. Für Blocher rutschte dann
freilich der 15 Jahre jüngere Thomas Matter (svp, ZH) nach. Markus Hutter (fdp, ZH) trat
zurück, weil er sich seinem Unternehmen widmen wollte. Für ihn kam Beat Walti (fdp,
ZH) zum Handkuss. Der zweite neue Zürcher FDP-Vertreter war Hans-Peter Portmann
(fdp, ZH). Er wurde Nachfolger von Filippo Leutenegger (fdp, ZH), der in die Zürcher
Stadtexekutive gewählt wurde. Auch der ehemalige Präsident der FDP, Fulvio Pelli (fdp,
TI) hatte seinen Rücktritt eingereicht und machte Platz für Giovanni Merlini (fdp, TI). Der
fünfte Abgeordnetenaustausch für die FDP wurde zwischen Pierre-André Monnard (fdp,
NE) und Laurent Favre (fdp, NE) getätigt. Favre war bei Ersatzwahlen in die Neuenburger
Regierung gewählt worden. Neben Blocher, Jenny und Kaufmann trat für die SVP mit
Caspar Baader (svp, BL) ein weiteres Schwergewicht zurück. Er wurde durch Christian
Miesch (svp, BL) ersetzt. Die SP – Rebecca Ruiz (sp, VD) rutschte für Josiane Aubert (sp,
VD) nach – und die BDP – mit Heinz Siegenthaler (bdp, BE) für Ursula Haller (bdp, BE) –
hatten je eine Mutation vorzunehmen. Die 49. Legislatur war damit bis Ende 2014
bereits von 24 Wechseln geprägt. Fast jeder zehnte Sitz im nationalen Parlament wurde
damit ausserhalb der regulären Wahlen getauscht. 2

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

Für den in der Sommersession 2020 im Amt verstorbenen Albert Vitali (fdp, LU) rückte
Peter Schilliger (fdp, LU) nach, der in der ersten Sitzung der Herbstsession 2020
vereidigt wurde. Nach Alois Huber (svp, AG; in der Frühjahrssesion 2020) und Florence
Brenzikofer (gp, BL; in der Wintersession 2019) besiegelte die formelle Feststellung der
Wahl Peter Schilligers die dritte Mutation im Nationalrat in der 51. Legislatur. Schilliger
kehrte damit nach rund einem Jahr ins Parlament zurück, nachdem er bei den
eidgenössischen Wahlen seinen Sitz verloren hatte. Bereits 2012 war Schilliger in den
Nationalrat nachgerückt. Auch damals war der Tod seines Vorgängers – Otto Ineichen
(fdp, LU) war ebenfalls im Amt verstorben – Ursache dafür gewesen. 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 07.09.2020
MARC BÜHLMANN
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Wahlen

Eidgenössische Wahlen

La camp bourgeois de la députation lucernoise (10) a subi une modification. Le PDC a
confirmé ses trois sortants, mais n’a pas sauvé le siège de Rosemarie Dormann, qui ne
se représentait plus. Si les démocrateschrétiens obtenaient encore 48,6 % des voix en
1991, ils se sont retrouvés à 29,4 % (-4,4 points par rapport à 1999). L’UDC, en léger
progrès de 0,2 point à 22,9%, a obtenu un siège supplémentaire (3). La troisième force
bourgeoise, le PRD, a maintenu ses positions avec deux sièges (+0,4 à 23,1%). Il convient
toutefois de mentionner la non élection du sortant et très expérimenté, Karl
Tschuppert, après 20 ans de présence au parlement. Il a été remplacé par
l’entrepreneur Otto Ineichen, néophyte en politique. Bien qu’ayant convaincu un plus
grand nombre d’électeurs, les socialistes (+ 1,1 à 11,1 %) et le PES (+1,8 à 9,8%) n’ont pu
que conserver leur siège respectif. 4

WAHLEN
DATUM: 19.10.2003
ROMAIN CLIVAZ

Im Kanton Luzern buhlten 129 Personen auf 18 Listen um die Wählergunst für die 10
Nationalratssitze. Die Listenzahl, nicht aber die Kandidierendenzahl, hatte damit einen
neuen Rekord erreicht (2007: 16 Listen, 133 Kandidierende). Mit 30,2% leicht rückgängig
war der Frauenanteil unter den Kandidierenden (2007: 31,6%). Auch in Luzern war die
hohe Anzahl der Listen dem Neuantritt der GLP und der BDP geschuldet. Darüber
hinaus traten die Tierpartei und eine Gruppe von Parteilosen an. Listenverbindungen
gingen die beiden neuen Parteien BDP und GLP mit der EVP sowie die SP mit den
Grünen ein. Keine taktische Allianz kam zwischen den bürgerlichen Parteien CVP, FDP
und SVP zustande. In der Folge trat die CVP mit einer Bauernliste (Die Landoffensive) als
Unterliste an. Von den 10 Sitzen wurden je einer von der FDP (Georges Theiler) und der
SVP (Josef Kunz) frei. Theiler kandidierte für den Ständerat und wollte dort den Sitz
seiner nicht mehr kandidierenden Parteikollegin Helen Leumann übernehmen. 

Auch im Kanton Luzern kam es zu Verlusten der traditionellen bürgerlichen Parteien
und der SVP zugunsten der neuen Parteien in der Mitte. Die Sitzverschiebungen hielten
sich allerdings in Grenzen. Die erstmals in Luzern antretenden GLP und die BDP
konnten 6,1% respektive 2,1% Wähleranteile gewinnen. Dies genügte allerdings dank der
Listenverbindung lediglich der GLP zu einem Sitzgewinn. Die Grünliberalen werden in
Bern neu durch Roland Fischer vertreten. Der Sitz der GLP ging auf Kosten der SVP, die
ihren frei werdenden Sitz nicht verteidigen konnte, obwohl sie vergleichsweise geringe
Wählerverluste in Kauf nehmen musste (-0,2 Prozentpunkte, neu: 25,1% und 2 Sitze).
Die stärkste Partei im Kanton Luzern blieb die CVP, die mit 27,1% (-3,1 Prozentpunkte)
ihre drei Sitze halten konnte. Allerdings wurde Pius Segmüller abgewählt und von Leo
Müller verdrängt. Auch die FDP, die von 21,8% auf 18,4% fiel, konnte ihre beiden Sitze
verteidigen. Neu gewählt wurde Albert Vitali. Otto Ineichen erzielte mit 52'692 Stimmen
das beste Resultat aller Kandidierenden. Die SP blieb stabil auf 11,5% Wähleranteil. Sie
hielt damit ihren Sitz genau gleich wie die Grünen, die allerdings einen Verlust von 1,2
Prozentpunkten (neu: 8,3%) hinnehmen mussten. Drei der zehn Mandate im Kanton
Luzern wurden neu von Frauen besetzt. Damit war der Frauenanteil mit 30% höher als
nach den Wahlen 2007 (20%). Die Wahlbeteiligung war hingegen mit 50,9% etwas tiefer
als noch vier Jahre zuvor (53,0%). 5

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Auf die zehn Sitze bewarben sich bei den Nationalratswahlen im Kanton Luzern
insgesamt 159 Kandidierende auf 21 Listen, was in beiden Kategorien eine neue
Höchstzahl darstellte. Die klassischen Jung- und Mutterparteien wurden beispielsweise
durch die Liste der Integralen Politik (IP) ergänzt, welche sich – auch in drei anderen
Kantonen antretend – „das Wohl aller Menschen und aller Lebewesen“ als
selbsternanntes politisches Ziel gesetzt hat. Der Frauenanteil auf den Listen lag mit
34% etwas höher als noch 2011 (31%).

In Sachen Listenverbindungen bahnte sich im Kanton Luzern Bemerkenswertes an. Zum
ersten Mal überhaupt schlossen sich die „Roten“ (CVP)  und die „Schwarzen“ (FDP)
zusammen. Die tiefgreifende, historische Rivalität zwischen Konservativen und
Liberalen geht im Innerschweizer Kanton bis auf den Sonderbundskrieg zurück.
Massgeblich mitgeholfen, diesen Graben zu überwinden, hat wohl die SVP, indem sie
insbesondere für die schwächelnde CVP eine Gefahr im Kampf um ihre Sitze darstellte.
Mit der Einbindung der EVP und der BDP wurde aus dem Zusammenschluss eine grosse
Mittekoalition. Abwesende im Bunde war die GLP, welche sich der linken
Listenverbindung mit SP und Grünen anschloss. Zu erklären ist dieser Schritt mir der

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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unheilvollen Ausgangslage für die ökologisch-liberale Mittepartei: Ihr einziger Sitz galt
im Vorfeld der Wahl nämlich als stark gefährdeter „Wackelsitz“. Laut GLP-
Kantonspräsidentin Laura Kopp war das arithmetisch begründete Zusammengehen „die
einzige Chance, unseren Sitz zu retten“. Für die SP und die Grünen, welche ihrerseits
kaum einen Sitzverlust zu befürchten hatten, bot sich damit eine kleine Möglichkeit,
den erwarteten Rechtsrutsch zu verhindern. Als chancenreichste Anwärterin auf den
Sitz von GLP-Nationalrat Roland Fischer galt nämlich die SVP. Diese musste sich
ihrerseits damit abfinden, einzig parteiintern auf Listenpartner setzen zu können.  
Zu Rücktritten kam es anlässlich der eidgenössischen Gesamterneuerungswahlen einzig
bei der CVP – hier verzichtete der ehemalige Nationalratspräsident Ruedi Lustenberger
auf eine fünfte Legislatur. Seinen Sitz erstmals bei einer Wahl verteidigen musste FDP-
Nationalrat Peter Schilliger, welcher 2012 für den verstorbenen Otto Ineichen
nachgerückt war. Eine Premiere konnte in Sachen Wahlsystem gefeiert werden, da der
Kanton vom Bund erstmals eine Bewilligung zur Einführung der elektronischen
Stimmabgabe für Auslandschweizer erhalten hatte.

Die klare Siegerin am Abstimmungssonntag war die SVP. Sie konnte ihren Wähleranteil
auf 28.2% steigern (+3.1 Prozentpunkte) und damit erstmals die CVP überflügeln. Diese
musste sich neu mit dem zweiten Rang und einem Verlust von 3.2 Prozentpunkten
zufrieden geben (neu: 23.9%). Während die FDP stagnierte (18.5%, -0.1 Prozentpunkte),
musste die GLP sich damit abfinden, dass die Prognosen eintrafen: Sie verlor ihren
einzigen Sitz von Roland Fischer und kam noch auf einen Wähleranteil  von 5.8% (-0.3
Prozentpunkte). Profiteurin war wie erwartet die SVP, welche mit Parteipräsident Franz
Grüter ihre vor vier Jahren verlorene Vertretung zurückgewinnen konnte. Die Grünen
konnten ihren Abwärtstrend auch im Kanton Luzern nicht aufhalten und verloren weiter
an Wählergunst (neu: 7.1%, -1.2 Prozentpunkte). Auf den ersten Blick erfolgreicher war
ihre Listenpartnerin – die SP – welche auf 13.6% zulegen konnten (+2.1 Prozentpunkte).
In der Nachwahlanalyse wurde ersichtlich, dass die Sozialdemokraten nur äusserst
knapp einen Sitzgewinn verpassten. Dank der breiten Mittekoalition konnte die CVP
aber einen Sitzverlust an die Linke verhindern. Neben Franz Grüter schaffte auch die
CVP-Kandidatin Andrea Gmür die Neuwahl. Innerkantonal ist das Entlebuch erstmals
seit 40 Jahren nicht mehr in der Luzerner Delegation vertreten. Diese setzt sich neu
parteipolitisch wie folgt zusammen: 3 SVP, 3 CVP, 2 FDP, 1 SP und 1 GPS. Die
Stimmbeteiligung verblieb gegenüber 2011 bei 50.9%, während der Frauenanteil auf
40% stieg (+10 Prozentpunkte). 6

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

In der Wintersession behandelte der Nationalrat eine Motion Hutter (fdp, ZH), welche
vom Bundesrat die Aushandlung eines Währungsabkommens mit der Volksrepublik
China forderte. Als Begründung seines Antrags führte der freisinnige Nationalrat die
Abhängigkeit der Exporteure von Währungsschwankungen beim US-Dollar an, da diese
Branche ihre Exporte mit China zurzeit in der amerikanischen Währung abwickeln
muss. Der Bundesrat lehnte in einer Stellungnahme das Begehren ab, da die
Wechselkursschwankungen nach Ansicht der Regierung durch ein Abkommen nicht
einzudämmen seien, sondern bloss vom US-Dollar auf den chinesischen Renminbi
verlagert würden, der wiederum nahe an den US-Dollar gekoppelt sei. Der Nationalrat
nahm das Geschäft dennoch diskussionslos an und dieses ging zur Debatte in den
Ständerat. 7

MOTION
DATUM: 21.12.2011
ANITA KÄPPELI

En 2011, une motion Markus Hutter (plr, ZH) avait été acceptée par le Conseil national
afin d’éviter que les exportateurs suisses doivent effectuer leurs transactions avec la
Chine en dollars. Le conseiller national demandait alors que la Suisse signe un accord
monétaire avec la Chine. En septembre 2013, une motion d’ordre Eberle (udc, TG) a été
déposée au Conseil des Etats. Cette motion d’ordre demande que la motion Hutter (plr,
ZH) soit renvoyée à la CER-CE. Ce renvoi permettra à la commission de reformuler la
motion de base de manière plus appropriée quant à son délai et son contexte,
notamment en tenant compte du contexte de l’accord de libre-échange avec la Chine. 8

MOTION
DATUM: 23.09.2013
EMILIA PASQUIER
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Im Bereich der Ladenöffnungszeiten hiess der Nationalrat eine Motion Hutter (fdp, ZH)
gut. Diese verlangte, dass die Kantone die Öffnungszeiten von Verkaufsstellen und
Dienstleistungsbetrieben nach eigenem Ermessen festlegen. Bisher konnten die
Kantone die Öffnungszeiten von Montag bis Samstag jeweils zwischen 6 und 23 Uhr
nach ihren regionalen Bedürfnissen gestalten. Der Entscheid des Ständerates stand
allerdings noch aus. 9

MOTION
DATUM: 14.04.2011
LAURENT BERNHARD

Im Bereich der Ladenöffnungszeiten lehnte der Ständerat in der Herbstsession eine
Motion Hutter (fdp, ZH) ab, welche forderte, dass die Kantone die Öffnungszeiten von
Verkaufsstellen und Dienstleistungsbetrieben nach eigenem Ermessen festlegen
konnten. Eine Mehrheit der kleinen Kammer vertrat die Ansicht, dass das Arbeitsrecht
den Kantonen bis dato genügend Freiraum gewährte. Der Nationalrat hatte diesem
Vorstoss bereits im Jahre 2011 zugestimmt. 10

MOTION
DATUM: 17.09.2012
LAURENT BERNHARD

Gesellschaftsrecht

Während der Grundsatz einer einheitlichen Regelung des Rechnungslegungsrechts für
alle Rechtsformen des Privatrechts in der Detailberatung unumstritten war, entbrannte
der Disput v.a. um die Anforderungen an die Buchführung. Aber auch der
Rechnungslegungsstandard und die Konzernrechnungslegung boten Stoff für die
Ratsdebatte. Einigkeit herrschte in Bezug auf den Vorschlag der Rechtskommission des
Ständerats, zur angestrebten Differenzierung nach Unternehmensgrösse das
Schwellenprinzip aus dem seit 2008 gültigen Revisionsrecht zu übernehmen
(Bilanzsumme: 10 Mio. Fr., Umsatzerlös: 20 Mio. Fr., Anzahl Vollzeitstellen im
Jahresdurchschnitt: 50). Die Grenzziehung zwischen KMU und grossen,
revisionspflichtigen Unternehmen war jedoch umstritten. So drehte sich die
Ratsdebatte primär um die Höhe der entsprechenden Schwellenwerte. Diskutiert
wurden drei Lösungsansätze: Der von der SP und den Grünen unterstützte
Bundesratsvorschlag, sich am geltenden Quorum des Revisionsrechts zu orientieren,
wurde ebenso verworfen wie der Antrag aus der SVP-Fraktion, den Umsatzerlös bei 80
Mio. Fr. festzusetzen. In Übereinstimmung mit der Kommissionsmehrheit und dem
Ständeratsentscheid unterstützte eine überwiegende Mehrheit der FDP-, BDP- und
CVP-Mitglieder – gegen die geschlossen stimmenden Fraktionen von Grünen und SP –
das Ansinnen, die Schwelle bei einer Bilanzsumme von 20 Mio. Fr. sowie einen
Umsatzerlös von 40 Mio. Fr. festzulegen und die Anzahl Vollzeitstellen bei 250 zu
fixieren. Nationalrat Ineichen (fdp, LU) trug mit einem Einzelantrag dem Umstand
Rechnung, dass mit der Einführung des Schwellenprinzips im Rechnungslegungsrecht
zwar die gewünschte Analogie zum Revisionsrecht hergestellt wurde, die Eckwerte in
den beiden Rechtsbereichen nun aber voneinander abwichen. Gegen den Willen des
Bundesrats und die erneut geschlossen stimmenden Grünen und SP, aber unterstützt
durch die FDP-, BDP- und SVP-Fraktionen sowie einer CVP-Mehrheit, erwirkte er eine
prioritäre und auf Juli 2011 rückwirkende Verankerung der nun beschlossenen höheren
Eckwerte im Rechnungslegungsrecht auch für das Revisionsrecht. Auf das nachfolgende
Nichteintreten des Ständerats aus Verfahrensgründen hielt die grosse Kammer am
Geschäft fest und schickte es zur Bereinigung ins neue Geschäftsjahr. Nachdem bereits
der Ständerat von den bundesrätlich vorgeschlagenen 100'000 Fr. Umsatz als Schwelle
für den Übergang von der einfachen zu einer doppelten Buchhaltung abgewichen war,
schuf der Nationalrat eine Differenz zur kleinen Kammer, indem er den fraglichen Wert
gemäss Einzelantrag Loepfe (cvp, AI) auf 500'000 Fr. erhöhte. In den Bestimmungen
zum Ausweis der stillen Reserven in der Jahresrechnung folgte der Nationalrat seiner
Kommissionsmehrheit und übernahm in Abweichung vom strengeren, durch eine
Kommissionsminderheit gestützten Bundesratsentwurf den Vorschlag des Ständerats. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.2010
SUZANNE SCHÄR
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In Bezug auf das Revisionsrecht trat der Ständerat im Gegensatz zum Vorjahr und gegen
die Empfehlung des Bundesrats auf die Vorlage gemäss Antrag Ineichen (fdp, LU) ein.
Dieser Entscheid kam in der Frühjahrssession mit 21 zu 19 Stimmen allerdings nur knapp
zu Stande. Der Nationalrat hatte im Dezember 2010 an seinem Eintretensentscheid
festgehalten, um die Revisionspflicht für kleine und mittlere Unternehmen zu lockern.
In der Detailberatung erhöhte der Ständerat in Übereinstimmung mit dem Nationalrat
die Schwellenwerte, wobei dazu der Stichentscheid des Ratspräsidenten erforderlich
war. Allerdings schuf der Ständerat eine Differenz zum Nationalrat, indem er den
Bundesrat damit beauftragte, den Zeitpunkt des Inkrafttretens zu bestimmen. Nachdem
der Nationalrat noch in der Frühjahrssession beschloss, die Vorlage per 1. Januar 2012
in Kraft treten zu lassen, beugte er sich letztlich in der Sommersession dem Entscheid
des Ständerates. Widerstand regte sich vor allem aus den Reihen der SVP. In der
Schlussabstimmung wurde die Vorlage im Nationalrat mit 147 zu 34 Stimmen und im
Ständerat mit 34 zu 5 Stimmen angenommen. Damit mussten Gesellschaften ihre
Jahresrechnung und gegebenenfalls ihre Konzernrechnung neu durch eine
Revisionsstelle prüfen lassen, sofern sie in zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren
zwei der folgenden drei Schwellenwerte überschritten: Bilanzsumme von 20 Millionen
Franken, Umsatzerlös von 40 Millionen Franken oder 250 Vollzeitstellen im
Jahresdurchschnitt. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2011
LAURENT BERNHARD

Im Juli 2014 stimmte die ständerätliche Kommission für Rechtsfragen (RK-SR)
einstimmig dem Beschluss ihrer Schwesterkommission aus dem Jahr 2012 zu, einer
parlamentarischen Initiative Hutter (fdp, ZH) für faire Rügefristen im
Werkvertragsrecht Folge zu geben. Die Initiative fordert, dass Mängel, die erst nach der
Ablieferung zutage treten, nicht wie bis anhin sofort nach deren Entdeckung gerügt
werden müssen, sondern, dass eine Anzeige – nach italienischem Vorbild – innert 60
Tagen nach der Entdeckung zu erfolgen hat. Die vom Bundesgericht praktizierte
Rechtsprechung sah Mängelrechte als verwirkt an, wenn die entsprechenden Mängel
nicht innert sieben Tagen gerügt wurden. Dies, so der Initiant, sei nicht sachgerecht, da
durch die auch im internationalen Vergleich äusserst kurze Rügefrist keine sorgfältige
Prüfung der jeweiligen Lieferungen möglich sei und als Folge zur Sicherung der
Mängelrechte vorsichtshalber oft gegen alle potenziell haftpflichtigen Unternehmer und
Planer eine Mängelrüge erhoben werde. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.07.2014
DAVID ZUMBACH

In der Herbstsession 2016 verlängerte der Nationalrat stillschweigend die
Behandlungsfrist für eine parlamentarische Initiative Hutter (fdp, ZH), die verlangt, dass
im Werkvertragsrecht Mängelrügen innerhalb einer Frist von 60 Tagen statt der bisher
gebräuchlichen Siebentagesfrist vorgebracht werden können. Die grosse Kammer folgte
damit dem Ansinnen seiner RK-NR, wonach zuerst der Bericht des Bundesrats zu einer
ähnlichen Motion Fässler-Osterwalder (sp, SG; Mo. 09.3392) abzuwarten sei. Die Frist
für die Behandlung der parlamentarischen Initiative wurde damit bis zur Herbstsession
2018 verlängert. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.09.2016
MARCO ACKERMANN

In der Herbstsession 2018 verlängerte der Nationalrat erneut stillschweigend die
Behandlungsfrist für eine parlamentarische Initiative Hutter (fdp, ZH) für eine
Verlängerung der Frist für Mängelrügen um zwei Jahre bis zur Herbstsession 2022. Die
grosse Kammer folgte damit zum zweiten Mal dem Ansinnen ihrer geschlossen
stimmenden RK-NR, wonach zuerst der Bericht des Bundesrats zur Umsetzung einer
ähnlichen Motion Fässler-Osterwalder (sp, SG; Mo. 09.3392) abzuwarten sei. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2018
MARCO ACKERMANN

A travers une initiative parlementaire, Markus Hutter (plr, ZH) souhaite prolonger le
délai de réclamation pour les défauts cachés. Il préconise une modification de l'art.
370 du Code des obligations (CO) afin de garantir au maître de l'ouvrage une analyse
des défauts cachés sans précipitation et précise. Etant donné la mise en consultation
d'un projet de révision législative des disposions en matière de contrat d'entreprise,
dans le cadre de la motion 09.3392, la Commission des affaires juridiques du Conseil
national (CAJ-CN) préconise une prolongation du délai de traitement de deux années.
La chambre du peuple a accepté tacitement cette proposition de prolongement du
délai. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.2020
GUILLAUME ZUMOFEN
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Geld, Währung und Kredit

Geldpolitik

Als Zweitrat befasste sich 2013 der Ständerat mit einer bereits 2011 vom Nationalrat
angenommenen Motion Hutter (fdp, ZH). Diese forderte den Bundesrat dazu auf, mit
China ein Währungsabkommen  abzuschliessen, um die Schweizer Exporteure weniger
abhängig vom US-Dollar zu machen. Verschiedene Redner in der Kleinen Kammer
sprachen sich gegenüber dem Wortlaut und Inhalt der Motion kritisch aus, wollte diese
im Angesicht des zeitgleich abgeschlossenen Freihandelsabkommen mit China aber
nicht ablehnen. Es wurde moniert, dass die Motion nicht umzusetzen sei, weil sie
inhaltlich den Kompetenzbereich der SNB tangiere und diese weder vom Parlament
noch vom Bundesrat zum Abschluss eines Währungsabkommensverpflichtet werden
könne. Zudem sei die chinesische Währung sowieso eng an den US-Dollar gebunden,
weshalb sie mit diesem tendenziell zur Schwäche neige. Ein Währungsabkommen mit
China sei deshalb nicht geeignet, das von der Motion bezeichnete Ziel der geringeren
Abhängigkeit von der „abstürzenden“ Währung US-Dollar zu erreichen, argumentierte
Hannes Germann (svp, SH). Der Rat beschloss ohne Gegenantrag, die Motion an die
Kommission zurückzuweisen. Diese erhielt den Auftrag, die Motion „zeit- und
sachgerecht“ umzuformulieren. 17

MOTION
DATUM: 23.09.2013
FABIO CANETG

Am 18.03.14 befasste sich der Ständerat ein zweites Mal mit der Motion Hutter (fdp, ZH).
Diese hatte die Kleine Kammer – nach Annahme durch den Nationalrat 2011 – am
23.09.13 an ihre WAK zurückgewiesen. Die Motion Hutter wollte den Bundesrat zum
Abschluss eines Währungsabkommens mit China verpflichten, damit Schweizer
Unternehmen ihre Exporte nach China nicht über den US-Dollar abwickeln mussten. Die
WAK-SR beantragte die Ablehnung der Motion Hutter sowie die Annahme einer etwas
allgemeiner formulierten Kommissionsmotion (siehe unten). Die Motion Hutter
verursache „institutionelle Probleme“, argumentierte Bundesrätin Widmer-Schlumpf,
weil der Bundesrat nicht befugt sei, die Schweizerische Nationalbank zum Abschluss
eines Währungsabkommens zu verpflichten. Zudem sei es bereits heute möglich,
Geschäfte mit China in einer anderen Währung als dem US-Dollar abzuwickeln. Der Rat
folgte dem Bundesrat und der Kommission und lehnte die Motion Hutter ohne
Gegenantrag ab. 18

MOTION
DATUM: 18.03.2014
FABIO CANETG

Im Zusammenhang mit der am gleichen Tag abgelehnten Motion Hutter (siehe oben)
entschied der Ständerat am 18.3.14, eine Motion der WAK-SR anzunehmen. Diese
verlangte vom Bundesrat die Intensivierung der Wirtschafts- und
Währungsbeziehungen mit China. Implizit ging es dabei um die Frage eines Renminbi-
Hubs in der Schweiz. Dazu war unter anderem ein Swap-Abkommen zwischen der SNB
und der People‘s Bank of China (PBoC) nötig, welches im Juli 2014 von der SNB
abgeschlossen werden konnte. Das Swap-Abkommen war notwendig, um bei Bedarf
Renminbi-Liquidität in der Schweiz bereitstellen zu können. Eine weitere
Voraussetzung für einen Schweizer Renminbi-Hub war eine hiesige Niederlassung einer
chinesischen Geschäftsbank. Von einem schweizerischen Renminbi-Hub erhofften sich
die Mitglieder der WAK-SR und der Bundesrat eine günstigere Abwicklung von
Finanztransaktionen mit chinesischer Währung. Der Nationalrat nahm die Motion WAK-
SR am 4.6.14 ohne Gegenantrag an. Die Finanzministerin versprach, die Räte
regelmässig über den Stand des Finanzdialogs zu informieren. 19

MOTION
DATUM: 18.03.2014
FABIO CANETG

Öffentliche Finanzen
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Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Der Nationalrat Markus Hutter (fdp, ZH) reichte zwei Motionen zum Thema
Schuldenbremsenkonformität ein. Die erste der beiden wollte, dass im Falle von im
Parlament nicht schuldenbremsenkonform verabschiedeten Budgets der Bundesrat die
budgetierten Zusagen so weit reduziert, bis die Schuldenbremse wieder eingehalten
werden kann. Der Bundesrat lehnte dies mit der Begründung ab, dass es nicht angehe,
im Falle eines durch das Parlament nicht schuldenbremsenkonform verabschiedeten
Voranschlags die Budgethoheit an den Bundesrat zu delegieren. Der Nationalrat sprach
sich gegen die Motion aus. Die zweite Motion (Mo. 03.3770) verlangte vom Bundesrat,
keine Frühpensionierungen beim Bundespersonal auf Staatskosten mehr vorzunehmen,
sofern die Haushaltsführung des Bundes nicht schuldenbremsenkonform ausgestaltet
ist. Auch diese Motion wurde knapp mit 80 zu 91 Stimmen abgelehnt. 20

MOTION
DATUM: 12.03.2007
LINDA ROHRER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Les chambres ont liquidé un certain nombre de propositions déposées l’année
précédente visant à contrer la hausse du prix du courant et devenues caduques. Les
sénateurs ont ainsi rejeté la motion CEATE-CN (mo. 08.3750) en faveur de la révision de
l’OApEl et décidé de ne pas donner suite à l’initiative parlementaire de la commission
de l’économie et des redevances du Conseil national (CER-CN). La chambre basse a
quant à elle rejeté une motion Ineichen (plr, LU) (mo. 08.3225) allant dans le même sens
que l’initiative. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.03.2009
NICOLAS FREYMOND

Alternativenergien

Le Conseil des Etats s’est déclaré favorable à la création d’un fonds solaire en
approuvant, par 20 voix contre 13, une motion Simonetta Sommaruga (ps, BE) chargeant
le Conseil fédéral de présenter un projet comportant un fonds d’un milliard de francs
pour promouvoir et soutenir l’installation de capteurs solaires thermiques. Limité à fin
2012, ce fonds serait alimenté par la Confédération (pour 2/3) et par les entreprises
électriques (1/3). Le Conseil national  a quant à lui rejeté tacitement une motion
Ineichen (plr, LU) au contenu identique. 22

MOTION
DATUM: 11.06.2009
NICOLAS FREYMOND

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Im Rahmen des Aktionsplans Feinstaub gab der Bundesrat bekannt, er wolle bei der
nächsten Erhöhung der LSVA im Jahr 2008 mit der EU über die Möglichkeit verhandeln,
für Lastwagen mit Filtern eine weniger hohe Schwerverkehrsabgabe zu erheben. Die
Transporteure wollen die geplante Erhöhung der LSVA bis 2011 hinauszögern; der Bund
mache durch die höhere Belastung gewisser Lastwagen teure Investitionen zunichte.
Zur geplanten Erhöhung der LSVA und deren Folgen für die Berggebiete und
Randregionen siehe die Antwort des Bundesrats auf eine Interpellation Hutter (fdp, ZH)
(05.3892). 23

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.06.2006
MAGDALENA BERNATH

Dans le même sens, la chambre basse a adopté tacitement une motion Markus Hutter
(plr, ZH) chargeant le gouvernement de garantir une meilleure coordination des
chantiers sur les routes nationales afin d’en réduire les conséquences négatives pour
les particuliers et les entreprises et d’éliminer tout risque de paralysie. Ce texte
demande notamment que, lors de travaux importants, le maintien d’un axe transversal à
haut débit soit garanti. 24

MOTION
DATUM: 17.12.2010
NICOLAS FREYMOND
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Als Zweitrat überwies der Ständerat diskussionslos eine Motion Hutter (fdp, ZH), die
vom Bundesrat Massnahmen zur besseren Koordination und effektiveren Abwicklung
der Baustellen auf dem Nationalstrassennetz fordert. 25

MOTION
DATUM: 16.03.2011
SUZANNE SCHÄR

Eisenbahn

En début d’année, la CTT-CN a présenté le projet de loi sur les organes de sécurité des
entreprises de transports publics (LOST), qu’elle a élaboré suite à l’échec, l’année
précédente, du projet gouvernemental portant le même titre. S’il reprend tels quels les
éléments non contestés de la première tentative, le nouveau projet exclut la possibilité
de déléguer à des tiers les tâches relevant de la police des transports, afin de rallier le
PS et l’UDC qui avaient catégoriquement refusé leur privatisation. Il définit en outre
précisément les tâches respectives de la police des transports et du service de
sécurité. Concernant l’armement éventuel des policiers des transports, la commission a
renoncé à légiférer, préférant confier au gouvernement la compétence d’en décider en
fonction de l’évolution de la situation. Le Conseil fédéral a émis un avis très favorable
sur l’ensemble du projet, ne formulant aucune critique, ni même la moindre réserve. Il
a par ailleurs souligné la nécessité de remplacer la loi du 18 février 1878 concernant la
police des chemins de fer, en raison de son obsolescence manifeste.

Lors de la session de printemps, le Conseil national a approuvé l’entrée en matière sans
opposition. Lors de la discussion par article, l’armement des agents de la police des
transports a une nouvelle fois suscité la controverse. Une minorité Lachenmeier-
Thüring (verts, BS) a proposé d’exclure expressément la possibilité pour ces agents de
porter des armes à feu, estimant que ni leur sécurité, ni celle des usagers des
transports publics ne l’exigent, d’autant plus que l’arrestation et la poursuite pénale
sont de la compétence des polices cantonales auxquelles la police des transports ne
fait que remettre les contrevenants. À l’inverse, Max Binder (udc, ZH), au nom de la
commission, a rappelé que le choix de cette dernière de confier au Conseil fédéral la
compétence de déterminer l’équipement de la police des transports en fonction des
risques effectifs résultait d’un compromis entre partisans et adversaires du précédent
projet. Par 113 voix contre 30, les députés ont suivi leur commission et rejeté la
proposition minoritaire. Une minorité Markus Hutter (plr, ZH) a en outre proposé de
permettre non seulement à la police des transports, mais aussi au service de sécurité
d’arrêter provisoirement les resquilleurs à des fins d’identification et de maintien de la
sûreté. La commission a répliqué que l’attribution d’une compétence policière à des
agents ne disposant pas de la formation correspondante était problématique, en
pratique comme du point de vue de l’Etat de droit, et revenait d’ailleurs peu ou prou à
supprimer la distinction entre service de sécurité et police des transports. Là encore, le
plénum a suivi sa CTT, par 128 voix contre 30. Les autres dispositions n’ont pas suscité
de discussion et, au vote sur l’ensemble, le projet de LOST a été adopté par 152 voix
contre 5.

Au Conseil des Etats, le projet a reçu un accueil très favorable. Sur proposition de leur
commission, les sénateurs l’ont toutefois amendé afin d’obliger toute entreprise de
transport qui gère sa police des transports à offrir ses prestations aux autres
entreprises de transport à des conditions comparables, l’OFT étant par ailleurs habilité
à statuer en cas de litige. Au vote sur l’ensemble, la chambre des cantons a adopté le
projet ainsi modifié à l’unanimité. La chambre basse ayant tacitement éliminé cette
unique divergence, la LOST a été adoptée en votation finale à l’unanimité par les deux
conseils. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2010
NICOLAS FREYMOND

Das Sanierungsvorhaben am Gotthardstrassentunnel, das grundsätzliche Verfehlen des
Verlagerungsziels im Transitgüterverkehr, aber auch die generellen Kapazitätsengpässe
auf Schiene und Strasse vor Augen, befassten sich die Räte mit diversen Vorstössen zur
Optimierung der Bahninfrastruktur und ihrer geeigneten Verzahnung mit dem
Gütertransport auf der Strasse. Um die NEAT nach der Inbetriebnahme des
Gotthardbasistunnels wirkungsvoll und entsprechend dem Verlagerungsziel betreiben
zu können, wurde der Bau von Verladeterminals und die Einrichtung eines 4-Meter-
Korridors zum durchgehenden Transport der schweren Sattelaufleger auf der gesamten
Transitstrecke verlangt. Im Juni bzw. September überwiesen National- und Ständerat
eine Motion Hutter (fdp, ZH), die den Aufbau von Terminalkapazitäten zur Bewältigung
des kombinierten Verkehrs durch die und in der Schweiz forderte. Auf die
Lötschberg–Simplon-Achse eingegrenzt, äusserte sich ein Postulat Imoberdorf (cvp,

MOTION
DATUM: 22.09.2011
SUZANNE SCHÄR
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VS), das der Ständerat im September gegen den Willen des Bundesrats mit 17 zu 11
Stimmen annahm. Darin verlangte die Kleine Kammer die Prüfung des Baus von
Verladeterminals für den Schwerverkehr in den Räumen Brig/Visp/Raron und
Thun/Bern. 27

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

La Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) propose, sans
opposition, la prolongation du délai imparti pour la mise en œuvre de l'initiative
parlementaire Gössi visant l'amélioration de la protection juridique des acquéreurs de
logements en propriété par étage. La commission souhaite la coordonner avec les
travaux relatifs à la motion (09.3392) et l'initiative parlementaire Hutter (12.502),
traitant de thèmes similaires. La commission estime que les objectifs des deux
initiatives parlementaires pourront être intégrés dans le processus législatif découlant
des propositions que le Conseil fédéral formulera en réponse à la motion (09.3392).
C'est pourquoi elle demande la suspension de la mise en œuvre de l'initiative
parlementaire Gössi, en attendant le rapport du Conseil fédéral concernant la mise en
œuvre de la motion. Sans discussion, le délai de traitement est prolongé de deux ans au
Conseil national. 28

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2017
DIANE PORCELLANA

Erneut beschloss der Nationalrat im Dezember 2019 eine zweijährige Fristverlängerung
für die parlamentarische Initiative Gössi (fdp, SZ) «für verbindliche Haftungsregeln beim
Kauf neuer Wohnungen». Man plane nach wie vor, das Anliegen mit denjenigen der
Motion Fässler-Osterwalder (sp, SG; Mo. 09.3392) und der parlamentarischen Initiative
Hutter (fdp, ZH; Pa.Iv. 12.503) zu koordinieren, so die RK-NR in ihren Ausführungen.
Man wolle aber noch den Bericht des Bundesrates zur Umsetzung der erwähnten
Motion abwarten, der noch immer ausstehe. 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.12.2019
MARLÈNE GERBER

Umweltschutz

Klimapolitik

Markus Hutter (fdp, ZH) vertrat die Ansicht, dass das BFE den Automobilimporteuren
nicht ausreichende Informationen bereitstelle, um ihren aus dem CO2-Gesetz und der
entsprechenden Verordnung erwachsenden Verpflichtungen nachkommen zu können.
Überschreiten die Fahrzeugimporte den Zielwert von 130 g CO2 pro km, müssen die
Autoimporteure mit Sanktionen rechnen. Damit diese die Daten des BFE zu den CO2-
Emissionen der Fahrzeuge mit den Angaben der Autohersteller angemessen vergleichen
könnten, verlangte die - wegen Rücktritt Hutters durch Parteikollege Favre (fdp, NE)
übernommene - Motion von BFE und Astra die kostenlose monatliche Datenlieferung
zur Kontrolle der CO2-Sanktionen an die Adresse der Autoimporteure. Trotz
ablehnendem Antrag des Bundesrates, der sich gegen den zusätzlichen
Verwaltungsaufwand sträubte und der Ansicht war, dass eine regelmässigere
Datenlieferung Sache des Branchenverbandes und nicht die Aufgabe der Administration
sei, da sie ja bereits eine transparente Jahresendabrechnung an die Importeure
adressiere, nahm der Nationalrat das Anliegen mit knappen 95 zu 89 Stimmen bei zwei
Enthaltungen an. Vergeblich dagegen stellten sich die geschlossenen Fraktionen der
GLP, GP und der SP, wobei sie durch eine starke Mehrheit der CVP/EVP-Fraktion
unterstützt wurden. Der Ständerat äusserte sich 2014 noch nicht zum Anliegen. 30

MOTION
DATUM: 16.06.2014
MARLÈNE GERBER

Entgegen dem Nationalrat, der im Vorjahr befürwortete, dass das BFE und das Astra den
Automobilimporteuren anstelle der jährlichen Übermittlung allmonatlich und kostenlos
aktuelle Daten liefern sollen, lehnte der Ständerat auf Anraten seiner Kommission die
in eine Motion Hutter (fdp, ZH) verpackte Forderung im März 2015 ab. Diese Daten
sollten den Importeuren zur Überprüfung dienen, dass ihre Fahrzeuge im Durchschnitt
nicht mehr als 130 Gramm CO2 pro Kilometer ausstossen. Kommissionssprecher
Bischofberger (cvp, AI), der 10 von 13 Kommissionsmitglieder hinter sich wusste,
argumentierte dabei ähnlich wie der Bundesrat in seiner Stellungnahme aus dem Jahr
2012. Die Bereitstellung der Daten sei mit einem erheblichen administrativen und
technischen Aufwand bei der Verwaltung verbunden und es stehe den Autoimporteuren

MOTION
DATUM: 16.03.2015
MARLÈNE GERBER
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bereits heute frei, Daten in höherer Frequenz gegen Gebühr zu beziehen. Eine
kostenlose monatliche Lieferung der aufbereiteten Daten würde nach Schätzungen der
Verwaltung und gemäss heutiger Gebührenordnung zu Mindereinnahmen von CHF 1,5
Mio. führen. Zudem sei es momentan so, dass die Rohdaten der Vereinigung der
Automobilimporteure zur Verfügung gestellt würden und dort in aufbereiteter Form von
den Importeuren bezogen werden können. 31

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Arbeitslose sollen Zugang zu privaten Arbeitsvermittlern erhalten, dies forderte eine
Motion von Nationalrat Ineichen (fdp, LU). Private Personaldienstleister könnten laut
Ineichen den Arbeitslosen besser helfen und ein solcher Schritt würde auch den wenig
effizienten Ausbau des öffentlichen Arbeitsvermittlungssystems vermeiden. Die Idee
stiess bei den kantonalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) auf wenig Gegenliebe. Sie
argumentieren, dass die privaten und öffentlichen Systeme nicht vereinbar seien und
dass bereits eine gute Zusammenarbeit bestehe. Mit diesen Argumenten verlangte auch
der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Der Nationalrat stimmte mit 107 zu 78 für die
Annahme der Motion während der Ständerat gegen die Motion votierte. 32

MOTION
DATUM: 09.03.2009
NATHALIE GIGER

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Mit 102 zu 75 Stimmen nahm der Nationalrat gegen den Widerstand der Linken eine
Motion Ineichen (fdp, LU) an, die den Bundesrat auffordert, das Rechtsmittelverfahren
im Sozialversicherungsbereich zu straffen und die Entgeltlichkeit einzuführen. Im
Normalfall sollten die Einsprache und die Beschwerde vor dem kantonalen
Versicherungsgericht als Rechtsmittel genügen. Der Zugang zum Bundesgericht müsse
auf grundlegende Rechtsfragen beschränkt und das Verfahren der Einsprache massiv
vereinfacht werden. 33

MOTION
DATUM: 29.11.2005
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Nationalrat im Einverständnis mit dem Bundesrat und gegen den
Widerstand der Linken eine Motion Ineichen (fdp, LU) angenommen, mit welcher die
Regierung aufgefordert wurde, das Rechtsmittelverfahren im
Sozialversicherungsbereich zu straffen und die Entgeltlichkeit einzuführen. Im
Ständerat beantragte die Kommission nun einstimmig, die Motion abzulehnen, da deren
Anliegen seit Einreichen des Vorstosses (2003) erfüllt worden sei. Sie verwies
insbesondere auf die 2005 vom Parlament gutgeheissene Änderung des IVG, die eine
Straffung des Verfahrens im Fall von Streitigkeiten bringt; diese Gesetzesänderung trat
auf den 1. Juli in Kraft. Die Motion wurde daraufhin diskussionslos verworfen. 34

MOTION
DATUM: 19.09.2006
MARIANNE BENTELI

Berufliche Vorsorge

Da das BPV trotz persönlichem Vorsprechen von Abgeordneten deren Ansicht nach nur
unzureichende Unterlagen vorlegte, gründeten Parlamentarierinnen und Parlamentarier
die „Schutzgemeinschaft für KMU und ihre Versicherten“. Unter dem Präsidium von
Nationalrat Ineichen (fdp, LU) und dem Vizepräsidium von Nationalrat und SGK-NR-
Präsident Bortoluzzi (svp, ZH) gehörten ihr als weitere Mitglieder die Nationalrätinnen
Egerszegi (fdp, AG) und Fetz (sp, BS), Nationalrat Rechsteiner (sp, BS) sowie Ständerat
und SGK-SR-Präsident Frick (cvp, SZ) an. Die Gründung der Vereinigung war nötig im
Hinblick auf eine allfällige Beschwerde, mit der die Offenlegung weiterer Unterlagen
erreicht werden sollte. Unterstützung fand sie beim Präsidenten des Gewerbeverbands.
Aber auch der Präsident des Arbeitgeberverbandes, grundsätzlich ein Befürworter der
Senkung des Umwandlungssatzes auf unter 6,8%, befand, eine derartige Massnahme
könne nicht schockartig ergriffen werden, sondern müsse über Jahre erfolgen. Die
Gewerkschaften beschlossen ebenfalls eine Beschwerde. Beide Rekurse wurde Mitte
September eingereicht. Insgesamt gingen 29 Begehren um aufschiebende Wirkung ein,
die Ende Jahr von der zuständigen Eidgenössischen Rekurskommission abgelehnt

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 13.09.2003
MARIANNE BENTELI
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wurden. 35

Eine parlamentarische Initiative Hutter (fdp, ZH) verlangte, dass sich
Selbstständigerwerbende nach der definitiven Erwerbsaufgabe in eine freiwillige
Versicherung der beruflichen Vorsorge einkaufen können, sofern die Einkaufsbeiträge
aus einem realisierten Liquiditätsgewinn erfolgen. Die vorberatende Kommission des
Nationalrates beantragte mit 13 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung, der Initiative keine
Folge zu leisten. Die Mehrheit der Kommission argumentierte, dass die Möglichkeit, sich
nach Erwerbsaufgabe in die berufliche Vorsorge einzukaufen, einem grundlegenden
Systemwechsel in der beruflichen Vorsorge gleichkomme. Eine rechts-bürgerliche
Minderheit wollte der Initiative Folge geben, um die Problematik näher zu prüfen und
begrüsste grundsätzlich die Möglichkeit, den Liquiditätsgewinn für die Altersvorsorge
verwenden zu können. Der Nationalrat folgte mit 104 zu 79 Stimmen der Minderheit
seiner Kommission und leistete der Initiative Folge. 36

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.06.2010
LUZIUS MEYER

Eine 2010 vom Nationalrat angenommene parlamentarische Initiative Hutter (fdp, ZH),
die für Selbständigerwerbende die Möglichkeit forderte, sich nach der Erwerbsaufgabe
mit realisierten Liquidationsgewinnen in eine freiwillige Versicherung der beruflichen
Vorsorge einzukaufen, wurde im Berichtsjahr abgeschrieben. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2012
FLAVIA CARONI

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Eine Motion Ineichen (fdp, LU) wollte den Bundesrat beauftragen, dass künftig
Stellensuchenden und Arbeitslosen das ganze Vermittlungs- und Beratungspotential
der privaten Personaldienstleister eröffnet wird. Es sollen die notwendigen Mittel
bereitgestellt werden, damit die regionalen Arbeitsvermittlungszentren mit den
privaten Anbietern auf vertraglicher Ebene ein optimales Dienstleistungspaket für
Stellensuchende und Arbeitslose sicherstellen können. Der Bundesrat war der Ansicht,
dass die Zusammenarbeit zwischen privater und öffentlicher Arbeitsvermittlung als gut
und marktgerecht bezeichnet werden kann und beantragte daher, die Motion
abzulehnen. Der Nationalrat nahm die Motion mit 107 zu 78 Stimmen an, der Ständerat
lehnte sie jedoch auf Antrag seiner Kommission ab. 38

MOTION
DATUM: 09.03.2009
LINDA ROHRER

Drei weitere Vorstösse zielten auf eine stärkere Einbindung der Unternehmen bei der
Wiedereingliederung von Arbeitslosen. Ein Postulat (09.4298) Hodgers (gp, GE)
verlangte vom Bundesrat, einen Bericht vorzulegen über die Möglichkeiten, denjenigen
Unternehmen Steuererleichterungen zu gewähren, die Lehrstellen anbieten oder
Personen mit IV-Rente oder Langzeitarbeitslose einstellen. Gegen den Willen des
Bundesrates nahm die grosse Kammer das Postulat mit 119 zu 59 Stimmen an. Hingegen
lehnte der Nationalrat eine Motion (09.4261) Robbiani (cvp, TI) mit 111 zu 74 Stimmen ab,
welche für die Arbeitgeber einen Anreiz schaffen wollte, Arbeitslose anstelle von neu
zugewanderten Arbeitskräften einzustellen. Dazu wäre der Bundesrat beauftragt
worden, das Arbeitslosenversicherungsgesetz mit einer Bestimmung zu ergänzen,
wonach Anstellungszuschüsse ausgerichtet werden könnten, wenn in einzelnen
Branchen oder Kantonen, die Arbeitslosigkeit bei 4% oder höher liegt, in diesen
Branchen oder Kantonen der Zustrom an ausländischen Arbeitskräften anhält und der
Arbeitgeber eine arbeitslose Person unbefristet anstellt. Den dritten Vorstoss in diesem
Bereich, eine Motion (10.3604) Ineichen (fdp, LU), welche forderte, dass der Bundesrat
eine Regelung zur Wiedereingliederung von Langzeitarbeitslosen unterbreite, analog zu
derjenigen des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung, lehnte der Nationalrat
diskussionslos ab. 39

MOTION
DATUM: 03.03.2010
LUZIUS MEYER
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Im Zusammenhang mit der BFI-Botschaft des Bundesrates waren zahlreiche Motionen
eingereicht worden: Eine Motion der FDP-Fraktion, welche den Bundesrat einlud, die
Observation und Kontrolle der Massnahmen zur Umsetzung der in der neuen
Bildungsverfassung beschlossenen Ziele sicherzustellen, lehnte der Ständerat im
Gegensatz zum Nationalrat, welcher diese Ende 2006 angenommen hatte, ab. Der
Bundesrat und die Kommission beantragten die Ablehnung der Motion, weil sie der
Meinung waren, dass ihr Anliegen im Rahmen der BFI-Botschaft in Form des bewilligten
Kredites für einen periodischen Bildungsbericht bereits erfüllt sei. Die im Vorjahr vom
Ständerat überwiesene Motion Langenberger (fdp, VD), welche den Bundesrat
aufforderte, im Rahmen der BFI-Botschaft 2008-2011, dem Parlament eine jährliche
Krediterhöhung um mindestens 6% vorzuschlagen, war mit der Vorlage der
betreffenden Botschaft des Bundesrates bereits erfüllt. Der Form halber überwies der
Nationalrat die Motion nach der Beratung der Forschungsbotschaft ebenfalls. Die vom
Nationalrat 2006 überwiesene Motion Hutter (fdp, ZH), welche verlangte, dass
zusätzliche Mittel für den BFI-Bereich nicht in ineffiziente Strukturen fliessen oder
ermöglichen, dass andere Finanzträger sich auf Kosten des Bundes entlasten, lehnte
der Ständerat ab. Die Kommission beantragte die Ablehnung der Motion, da die
Stossrichtung für diffus gehalten wurde. Der Bundesrat hatte die Motion anfänglich
unterstützt, hielt sie in der Zwischenzeit aber für überholt. Eine weitere Motion der
FDP-Fraktion, welche den Bundesrat aufforderte, im Rahmen der BFI-Botschaft 2008-
2011, dem Parlament eine jährliche Krediterhöhung um mindestens 8% vorzuschlagen,
wurde vom Ständerat abgelehnt, da die Regierung sich im Rahmen der BFI-Botschaft
bereits für eine Steigerung um 6% jährlich ausgesprochen hatte. 40

MOTION
DATUM: 19.06.2007
LINDA ROHRER

Berufsbildung

Im Sommer lancierte FDP-Nationalrat Otto Ineichen (LU) das schweizweite, auf drei
Jahre angelegte Projekt „Speranza 2000“, welches von Unternehmen, Kantonen und
dem Bund getragen wird. Ziel war es, bis im Herbst 2000 Praktikumsstellen für
schulisch schwache Jugendliche zu schaffen, welche keine Lehrstelle finden. Die
Praktikumsplätze für ein oder ein halbes Jahr sollen mittelfristig in zweijährige
Grundausbildungen mit eidgenössischem Berufsattest überführt werden; die
Berufsverbände reagierten mit Skepsis. Eine erste Zwischenbilanz ergab 1800 neue
Lehrstellen auf Ende Oktober, die jedoch nicht alle besetzt werden konnten. Die
Initianten erklärten, nicht überall habe die Zusammenarbeit gleich reibungslos
funktioniert, erfolgreich sei sie in den Kantonen Luzern, Aargau und Thurgau verlaufen.
Eine Weiterführung des Projekts sei geplant. 41

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.12.2006
MAGDALENA BERNATH

FDP-Nationalrat Ineichen (LU) errichtete 2008 die Stiftung „Speranza“, die
Jugendlichen ohne Lehrstelle mit Brückenangeboten weiterhelfen soll. „Speranza“
arbeitet eng mit Bund und Kantonen zusammen, welche mindestens 60% der Kosten
der Projekte übernehmen. Das Startkapital der Stiftung belief sich auf 500'000 Fr.,
Ineichen will aber in den nächsten drei bis fünf Jahren ein Vermögen von 25 Mio Fr.
erreichen. 42

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.05.2008
ANDREA MOSIMANN

Die übrigen Vorstösse fanden im Nationalrat keine Gnade: Mit 86 zu 75 Stimmen verwarf
der Rat eine Motion Ineichen (fdp, LU), mit welcher die Einführung eines
Brückenangebots gefordert wurde, das allen Schulabgängern die keine schulische oder
berufliche Ausbildung beginnen als Zwischenlösung dienen sollte. Den Jugendlichen die
ihre Teilnahme verweigert hätten, wäre das Arbeitslosengeld gestrichen worden.
Ebenfalls abgelehnt wurde eine Motion Galladé (sp, ZH) zur Stärkung von Basislehrjahren
in Ausbildungszentren sowie eine Motion Mario Fehr (sp, ZH) für Fairplay bei der
Lehrstellensuche. Fehr wollte mit seinem Vorstoss erreichen, dass Lehrverträge
frühestens ein halbes Jahr vor Lehrbeginn abgeschlossen werden dürfen. 43

MOTION
DATUM: 29.04.2009
ANDREA MOSIMANN
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Hochschulen

Diskussionslos überwies der Nationalrat eine Motion Hutter (fdp, ZH), welche
verhindern will, dass mit der Erhöhung des Kredits für Bildung, Forschung und
Innovation (BFI) ineffiziente Strukturen weiterfinanziert werden. Die Vergabe der
Gelder sei an folgende Prinzipien zu knüpfen: Bereinigung des Angebots innerhalb eines
Hochschultyps und zwischen den einzelnen Hochschultypen, Zusammenlegung wenig
nachgefragter Studiengänge, differenzierte Vorgaben z.B. für Betreuungsverhältnisse,
Konzentration auf weniger Standorte bei der Berufsbildung, Vermeidung von
Doppelspurigkeiten zwischen internationaler und nationaler Forschung. Gegen den
Antrag des Bundesrates gutgeheissen wurde eine Motion Pfister (svp, SG) für eine
Überprüfung der nationalen und internationalen Forschungsvorhaben, um eine
effizientere Allokation der Bundesmittel sicherzustellen. Der Ständerat lehnte das
Begehren ab, da das Anliegen grösstenteils erfüllt sei. 44

MOTION
DATUM: 31.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Anfangs Jahr sprachen sich die Freisinnigen mit lediglich fünf Gegenstimmen für den
Beitritt der Schweiz zur UNO aus; 1986 waren sie noch gespalten gewesen, hatten aber
für einen UNO-Beitritt optiert. Die Volksinitiative des Gewerkschaftsbundes "für eine
kürzere Arbeitszeit", welche die 36-Stunden-Woche einführen wollte, lehnten die
Delegierten einstimmig ab. In der Gesundheitspolitik forderte die FDP eine
wettbewerbsorientierte Reform des KVG. Mit der Erhöhung der obligatorischen und der
selbstwählbaren Franchise sowie des Selbstbehaltes bei Bagatellfällen soll die
Selbstverantwortung gestärkt werden. Bis im Herbst soll eine Arbeitsgruppe, die von
FDP-Fraktionspräsidentin Christine Beerli geleitet wird und der auch der Präsident der
Zürcher Ärztegesellschaft Walter Grete, Nationalrat Felix Gutzwiller (fdp, ZH), der
Unternehmer Otto Ineichen und Robert Leu, Professor für angewandte
Wirtschaftsforschung und Wirtschaftspolitik der Universität Bern, angehören, eine
vertiefte und vorurteilslose Überprüfung der ökonomischen Anreize für alle Akteure im
Gesundheitswesen vornehmen. 45

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.01.2002
MAGDALENA BERNATH

Die Verluste der FDP bei den Nationalratswahlen im Oktober fielen mit minus 5 Sitzen
(-1,5 Prozentpunkte Stimmenanteil) überraschend hoch aus. Dennoch kam es nicht zu
Rücktrittsforderungen gegenüber Parteipräsident Pelli. Kritik wurde aber im rechten
Parteiflügel an Bundesrat Couchepin laut. Einige FDP-Nationalräte, darunter
Leutenegger (ZH) und Ineichen (LU), forderten Couchepin zu einem gemeinsamen
Rücktritt mit den Bundesräten Schmid und Leuenberger auf. Im liberalen Flügel der FDP
führte dies zu Protesten. Pelli forderte als Reaktion auf die Niederlage bei den
Parlamentswahlen einen einheitlicheren Kurs der FDP, die Kantonalparteien hätten ein
zu grosses Gewicht in der Partei. Zudem solle die FDP die Anzahl ihrer Themen
reduzieren. 46

WAHLEN
DATUM: 18.11.2007
SABINE HOHL

Zu innerparteilichen Differenzen kam es trotz der Bemühungen um eine klare Linie
schon bald wieder: Die FDP-Delegierten hatten die SVP-Einbürgerungsinitiative
deutlich abgelehnt. Trotzdem warben Exponenten wie Hans Hess (OW), Otto Ineichen
(LU), Filippo Leutenegger (ZH), Walter Müller (SG) und Georges Theiler (LU) für ein Ja
und nahmen gar Einsitz im überparteilichen Ja-Komitee. Philipp Müller (AG), der
„Leuchtturm“ für das Thema schlanker Staat (der sich mit Pelli darauf geeinigt hatte,
nicht im Ja-Komitee mitzumachen), vertrat am Parteitag der FDP Aargau die Ja-Position
zur Einbürgerungsinitiative, die der offiziellen FDP-Parole entsprechende Nein-Position
wurde durch eine SP-Politikerin vertreten. Gespalten blieb die Partei auch beim
Gesundheitsartikel, nach dem Ja auf nationaler Ebene beschloss eine grosse Zahl von
Kantonalsektionen die Nein-Parole. 47

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.05.2008
SABINE HOHL

01.01.65 - 01.01.21 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Auch Nationalrat Ruedi Noser(ZH), Vizepräsident der FDP, äusserte sich im März
abweichend von der Linie der Parteileitung. Er sagte in der Presse, dass er gegen die
Pauschalbesteuerung von in der Schweiz wohnhaften, aber nicht erwerbstätigen
Ausländern sei. Zudem kritisierte er die Privilegien ausländischer Holdings in der
Schweiz. Dieser Positionsbezug war nicht mit der Parteispitze abgesprochen.
Fraktionspräsidentin Gabi Huber bezeichnete Nosers Position als „Einzelmeinung“ und
die FDP distanzierte sich sogar öffentlich in einer Medienmitteilung von Nosers
Aussagen. Im April trat Ruedi Noser nach sechs Jahren als Vizepräsident der FDP
zurück. Er betonte, dass er nicht im Streit abtrete, die parteiinternen Differenzen
dürften jedoch bei seinem Rücktritt eine Rolle gespielt haben. Noser hatte sich für eine
inhaltliche Erneuerung der FDP eingesetzt und empfand diesen Prozess als zu langsam.
Sein Rücktritt schlug in der FDP hohe Wellen. Teilweise wurde Kritik an Fulvio Pelli laut.
Nationalrat Otto Ineichen (LU) forderte, dass ein Unternehmer Nachfolger von Noser
werden müsse. Als einziger Kandidat trat schliesslich Nationalrat und Unternehmer
Markus Hutter (ZH) an, der an der Delegiertenversammlung vom 27. Juni gewählt
wurde. 48

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.06.2009
SABINE HOHL

Die UBS-Affäre beschäftigte auch die FDP. Die Partei, die sich als „Helferin des
Finanzplatzes Schweiz“ (Pelli) betrachtet, bekundete aber Mühe, sich deutlich von den
Grossbanken zu distanzieren. Der Unmut gegenüber der UBS wuchs auch in der
Wirtschaftspartei. Insbesondere Nationalrat Philipp Müller (AG) schoss scharf gegen die
Bank und dachte laut über einen Bruch der FDP mit den Grossbanken nach. Daraufhin
trat der frühere UBS-Chef Peter Wuffli als Präsident der Freunde der FDP zurück,
einem Sponsorenverein, welcher der Partei jährlich mehrere 100'000 Fr. zukommen
lässt. Wuffli begründete seinen Rücktritt damit, dass er die FDP in der Vorwahlphase
nicht belasten wolle. Der Streit innerhalb der FDP weitete sich aus, nachdem die
Parteileitung die Parlamentarier angehalten hatte, sich in Bezug auf die
Finanzplatzstrategie des Bundes an die Parteilinie zu halten. Mit der Idee einer
Weissgeldstrategie hatte sich der Unternehmerflügel um die Nationalräte Otto Ineichen
(LU), Philipp Müller (AG), Tarzisius Caviezel (GR) und Werner Messmer (TG) den Unmut
der Parteileitung zugezogen. Allerdings schwenkte dann aber auch die offizielle Partei
von der Verteidigung des Bankgeheimnisses ab. An einer Medienkonferenz
demonstrierte sie einen Schulterschluss und präsentierte eine Weiterentwicklung der
schweizerischen Finanzmarktstrategie. In der Folge wurde eine Strategiegruppe unter
Führung von Rolf Schweiger (ZG) eingesetzt, die an der Delegiertenversammlung vom
24. April einen Bericht vorlegte. Die ursprüngliche Weissgeldidee war bereits im Vorfeld
der Versammlung von den kantonalen Parteipräsidenten abgeschwächt worden,
nachdem mehrere Kantonalsektionen Widerstand angekündigt hatten. Anstelle einer
Belegpflicht wurde eine Selbstdeklaration für ausländische Bankkunden gefordert und
statt der Einführung der schweren Steuerhinterziehung als Strafdelikt wurden eine
Steuerrechtsrevision und Verhaltensregeln für Banken vorgeschlagen. Nach einer
heftigen Diskussion wurde das Papier von den Delegierten knapp angenommen. 49

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 24.04.2010
MARC BÜHLMANN

In der Nacht auf den 5. Oktober verstarb der Glarner FDP-Ständerat Pankraz Freitag
60-jährig. Der ausgewiesene Finanz- und Energiepolitiker galt als besonnene und breit
respektierte Persönlichkeit. Bereits zum dritten Mal in der laufenden Legislatur musste
die FDP damit einen Todesfall in ihren Reihen verarbeiten. Im Vorjahr waren die
Nationalräte Otto Ineichen (LU) und Peter Malama (BS) verstorben. 50

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.10.2013
MARC BÜHLMANN

1) www.parlament.ch; Otto Ineichen: Presse vom 7.6.12; So-Bli, 17.6.12; NZZ, 18.6.11; Peter Malama: Presse vom 24.9.12; BaZ
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50) Presse vom 7.10.13; Blick, 8.10.13.
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